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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
22. August 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt Verletztenrente fÃ¼r die Folgen eines Arbeitsunfalles vom
02.07.1997.

An diesem Tag stÃ¼rzte der KlÃ¤ger bei seiner TÃ¤tigkeit als Verputzer etwa
eineinhalb Meter tief in einen Schacht und zog sich nach dem
Durchgangsarztbericht des Chirurgen Dr.L. vom 03.07.1997 eine Risswunde am
rechten Schienbein und eine Muskelzerrung des linken Oberschenkels zu. In der
Folge machte der KlÃ¤ger weitergehende GesundheitsstÃ¶rungen als Unfallfolge
geltend.

Die Beklagte holte ein Gutachten von dem OrthopÃ¤den Dr.G.F. vom 12.03.1999
ein. Der SachverstÃ¤ndige kam zu dem Ergebnis, die Wunde vor dem rechten
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Schienbein sei nach fachchirurgischer Behandlung am 01.08.1997 abgeheilt
gewesen, die Schmerzen im Bereich des linken Oberschenkels weitgehend
gebessert. Die vom KlÃ¤ger spÃ¤ter angegebenen Beschwerden im Bereich der
WirbelsÃ¤ule und HÃ¼ftgelenke seien, insbesondere auch aufgrund des fehlenden
zeitlichen Zusammenhanges, mit Wahrscheinlichkeit auf schicksalshaft
degenerative und schicksalshaft anlage- bzw. entwicklungsbedingte
GesundheitsstÃ¶rungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Wesentliche Unfallfolgen lÃ¤gen seit
04.08.1997 nicht mehr vor, eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit sei nicht
verblieben.

Mit Bescheid vom 07.04.1999 lehnte deshalb die Beklagte die GewÃ¤hrung von
Verletztenrente ab und wies den anschlieÃ�enden Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 26.08.1999 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Mit der anschlieÃ�enden Klage hat der KlÃ¤ger weiterhin Verletztenrente begehrt.

Der vom Sozialgericht als SachverstÃ¤ndiger gehÃ¶rte Chirurg Dr.L. ist in seinem
Gutachten vom 23.03.2000 zu dem gleichen Ergebnis wie der SachverstÃ¤ndige
Dr.G.F. gekommen.

Auf die Einwendungen des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten, mit denen insbesondere die
BandscheibenschÃ¤den und HÃ¼ftgelenksverÃ¤nderungen als Unfallfolge geltend
gemacht worden sind, hat der SachverstÃ¤ndige Dr.L. in einer Stellungnahme vom
15.05.2000 im Einzelnen ausgefÃ¼hrt, warum diese GesundheitsstÃ¶rungen als
teils degenerativ vorbestehend und als teils anlagebedingt angesehen werden
mÃ¼ssten und nicht Folge des Arbeitsunfalls seien.

GestÃ¼tzt auf den SachverstÃ¤ndigen Dr.L. hat das Sozialgericht mit Urteil vom
22.08.2000 die Klage als unbegrÃ¼ndet abgewiesen.

Mit seiner Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter. U.a. wendet er sich
gegen die gutachterliche Feststellung, dass eine bei ihm festgestellte
BeinverkÃ¼rzung von 1,5 cm angeboren sei. Er legt hierfÃ¼r die Bescheinigung
eines Sportclubs in Bosnien und Herzegowina vor, wonach er aktives Mitglied war
und an WettkÃ¤mpfen teilgenommen habe.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG hat der Senat ein Gutachten von dem
OrthopÃ¤den Dr.N. vom 28.05.2002 eingeholt. Auch dieser SachverstÃ¤ndige
kommt zu dem Ergebnis, dass keinerlei Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit nach den
in der gesetzlichen Unfallversicherung geltenden BewertungsmaÃ�stÃ¤ben nach
dem Arbeitsunfall vorliege und die Ã¼brigen, beim KlÃ¤ger gefundenen
GesundheitsstÃ¶rungen keinen kausalen Zusammenhang mit dem Arbeitsunfall
aufweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 22.08.2000
aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 07.04.1999 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.08. 1999 zu verurteilen, ihm wegen
der Folgen des Arbeitsunfalls vom 02.07.1997 Verletztenrente zu gewÃ¤hren.
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Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren
die Akte der Beklagten und die Akten des Sozialgerichts MÃ¼nchen in den
vorangegangenen Klageverfahren. Auf ihren Inhalt und das Ergebnis der
Beweisaufnahme wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die vom KlÃ¤ger form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet, denn dem KlÃ¤ger steht keine
Verletztenrente wegen der Folgen des Arbeitsunfalles vom 02.07.1997 zu.

Der Senat weist die Berufung aus den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils des
Sozialgerichts MÃ¼nchen als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht nach Â§ 153 Abs.2
SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Das Ergebnis der Beweisaufnahme wird durch das im Berufungsverfahren
eingeholte Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr.N. bestÃ¤tigt. Damit liegt nach
DurchfÃ¼hrung des Verwaltungs- und Gerichtsverfahrens kein Gutachten vor, auf
das eine dem KlÃ¤ger gÃ¼nstige Entscheidung gestÃ¼tzt werden kÃ¶nnte.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
ErwÃ¤gung, dass der KlÃ¤ger in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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